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Mit dieser BROSCH†RE wenden sich die Frankfurter BŸrgerinitiativen zusammen mit den Ÿber 
70 anderen BŸrgerinitiativen in der Rhein Main Region an alle BŸrger, die sich fŸr Fortschritt und 
Schutz von Umwelt einsetzen und denen die Gesundheit und die LebensqualitŠt der Menschen 
in Frankfurt und in der Region ein besonderes Anliegen sind. Die BroschŸre dient dem Zweck, um-
fassend Ÿber das Thema Flughafenausbau zu informieren und aufzuzeigen, welche Problematik 
sich aus + 50 % mehr Flugbewegungen ergibt. 

Die neue Landebahn wurde fast ausschlie§lich von Akteuren in Politik und Wirtschaft durch-
geboxt, die selbst von den Folgen ihres Handelns nicht betroffen sind. Dabei arbeitete man mit 
zweifelhaften Mitteln und ohne RŸcksicht auf die wahren BedŸrfnisse der Region und der hier 
lebenden Menschen. Herausgekommen ist eine raumunvertrŠgliche Lšsung, die sich in allen 
wesentlichen Punkten als Fehlplanung erweist. 

Dies ist der Grund, weshalb zigtausende Menschen aktiv eine Korrektur der Fehlentscheidungen 
fordern und sich gegen den Flughafenausbau wenden. In dem nachfolgenden Positionspapier 
benennen wir:

1. Die Fakten, weshalb man als BŸrger allen Grund hat zornig zu sein.

2. Die Forderungen, die von allen BŸrgerinitiativen einvernehmlich gestellt werden.

3. Die Fakten und Argumente zur Untermauerung dieser Forderungen. 

Wir sind uns bewusst, dass es MitbŸrger gibt, die sich aus Unkenntnis oder mangelndem Inter-
esse nicht mit der Ausbauproblematik beschŠftigen. Und es gibt natŸrlich auch die Ausbaube-
fŸrworter, darunter solche, die die (Propaganda-)Argumente aus Politik und Wirtschaft einfach 
nur kritiklos Ÿbernehmen. 

Die Forderungen des BBI (= BŸndnis der BŸrger Initiativen) sind berechtigt und sollten auf  
breiter Basis in der …ffentlichkeit bekannt gemacht werden. Wir hoffen deshalb, mit der vorlieg-
enden BroschŸre mšglichst viele BŸrger Ð also nicht nur die lŠrmgeplagten und ohnehin schon 
engagierten Ð  zu motivieren, sich fŸr die Gesundheit und die LebensqualitŠt der Menschen in der 
Region und darŸber hinaus einzusetzen. Die bereitgestellten Daten und Fakten untermauern un-
ser Anliegen und bringen unsere Argumente in einen logischen und plausiblen Zusammenhang. 

Wir sind zutiefst Ÿberzeugt, dass es ein WEITER SO nicht geben darf. Selbst hartgesottene Aus-
baubefŸrworter zeigen im privaten nicht konfrontativ gefŸhrten GesprŠch Einsicht. Deshalb lau-
tet auch unser Slogan:

 

Jetzt mal ehrlich: Es reicht!
Viel Spa§ beim Studieren und beim aktiven Gebrauch unserer ganzheitlichen Abhandlung der 
Fakten und Argumente gegen den Ausbau des Frankfurter Flughafens. 

Zielsetzung / Vorwort

Zielsetzung
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Wortbruch und Rechtsbeugung
Beim Bau der he!ig umstrittenen Startbahn 18 West wurde ein 
weiterer Ausbau des Flughafens klar ausgeschlossen. So steht w#rt-
lich im Planfeststellungsbeschluss von 1971: ¹die Bef"rchtung, 
dass in Zukun# eine weitere Start- oder Landebahn errichtet 
wird, entbehrt jeder Grundlage. Eine solche Genehmigung 
wird auf keinen Fall erteilt.ª Auch in den darau$olgenden 25 
Jahren wurde der Bev#lkerung immer wieder versichert, dass es 
keinen weiteren Ausbau geben wird. ¹F%r diesen Flughafen wird 
kein Baum mehr fallenª, versprach 1981 der hessische Minister-
pr&sident Holger B#rner (SPD). Der verbliebene Wald wurde als 
unersetzlich erkl&rt und zur Bekr&!igung wurde das Bannwald-
gesetz erlassen. Das Versprechen wurde nicht gehalten, das Gesetz 
wurde aufgehoben und 2009 begann die Rodung des Kelsterbacher 
Waldes. Das Vertrauen in die etablierten Parteien ist dadurch 
f%r viele B%rger nachhaltig und f%r viele irreparabel zerst#rt.  
 

Heuchlerische Mediation
Eine echte Beteiligung der Bev#lkerung hat es niemals  
gegeben, da die Option ¹kein Ausbauª nicht existierte. Die 
Mediation diente ausschlieûlich dazu, die Bev#lkerung ru-
hig zu stellen, die Reizschwelle f%r massive Proteste niedrig 
zu halten und den von der Luftfahrtlobby und der Hessi-
schen Landesregierung gewollten Ausbau durchzuboxen. Statt 
Probleme zu l#sen, hat sie lediglich den Ausbau erm#glicht. 

Hinzu kommen die ¹methodischen M&ngel des Mediations-
verfahrens zum Ausbau des Frankfurter Flughafensª, die Prof. 
'ieûen in einer gleichlautenden Studie %berzeugend heraus-
gearbeitet hat (im Internet *nden Sie die 18 Seiten umfassende 
Studie unter: http://www.rm-institut.de). Sein Gesamturteil 
formuliert Prof. 'ieûen im Interview mit der Zeitung MAIN-
SPITZE am 12.2.2013 wie folgt: ¹Das ganze Mediationsverfahren 
zeichnet sich durch viele dubiose Eingri$e aus, die den Vorwurf 
der Manipulation rechtfertigen.ª 

¹Manipuliert wurde %ber die Art, wie Gremien zusammengesetzt 
waren und wie dort abgestimmt wurdeª. ¹Gutachten waren fehler-
ha!. Unerw%nschte Ergebnisse wurden unterdr%cktª. Vor diesem 
Hintergrund ist der Wortbruch der CDU/FDP Landesregierung 
umso verwer+icher, die das Mediationsergebnis bez%glich der 
Nachtruhe zun&chst ignorierte und dann sogar dagegen klagte.
 

Die neue Nord-West Landebahn ist  
raumunvertrŠglich 
Ziel des Ausbaus war die Herstellung eines unabh&ngigen  
Betriebes zweier Landebahnen, wobei man hierzu wissen muss: 
Der Abstand bei den bestehenden Bahnen betr&gt nur 518 Meter. 
Notwendig sind aber mindestens 760 m f%r parallele Landungen 
und 1.035 m f%r unabh&ngige parallele Starts und Landungen. Der 
Abstand zur neuen NW-Bahn betr&gt zwar 1.918 m, aber diese 
ist nur als reine Landebahn konzipiert und zugelassen. Wegen 
dieser Konstellation ist im Planfeststellungsbeschluss auch fest-
geschrieben, dass die Centerbahn nunmehr nur noch mit max. 
4 ; f%r Landungen eingesetzt werden darf. 

Deshalb und aus Gr%nden der Flugsicherheit (Durchstartoption, 
R%ckenwindkomponente, Kreuzung von Rollbahnen, zu groûe 
N&he der Landebahnen S%d und Mitte) war es auch zwingend 
erforderlich, die Flugrouten insgesamt v#llig zu ver&ndern< Die 
fatale Folge dieser Konstellation: Selbst wenn man wollte, w&re 
es nicht m#glich, die neue Bahn nur f%r die Bew&ltigung von 
Spitzenbelastungen einzusetzen, so wie es viele Anwohner unter-
stellt haben. Sie muss stattdessen sofort intensiv genutzt werden, 
da nur so die bisherige Kapazit&t des Flughafens zu erhalten ist. 
Trotz unver&ndertem Flugau=ommen kam es deshalb nach  
Er#$nung der neuen Bahn von einem Tag zum anderen zu einer 
massiven Ausweitung unzumutbarer L&rmbel&stigung auf dicht 
besiedelte ± vorher nicht betro$ene ± Wohngebiete.

Hierzu der bemerkenswerte Satz des hessischen Wirtscha!smi-
nister Dieter Posch (FDP): ¹Die H"he der zus#tzlichen L#rmbe-
lastung, aber auch die Reaktionen der B$rger haben uns in dieser 
Intensit#t $berraschtª (Quelle: Spiegel 52/2011). Hierzu bemerkte 
der Spiegel: ¹Wurde der L#rm aber von den Genehmigungsbeh"rden 
selbst untersch#tzt, stellt sich die Frage, ob die Landebahn in dieser 
Form $berhaupt h#tte gebaut werden d$rfen.ª 

Es ist kaum vorzustellen, wie es sein wird, wenn die im Planfest-
stellungsbeschluss f%r das Jahr 2020 prognostizierten 701.000 
Flugbewegungen tats&chlich erreicht werden, also das derzeitige 
Flugau=ommen (482.242 Flugbewegungen im Jahr 2012) ± wie 
geplant ± um 50 ; zugenommen haben wird. 

Warum wir BŸrger zornig sind

Die erste Demonstration gegen 
die Startbahn West 1979

Warum wir BŸrger zornig sind
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Die neue Landebahn ist eine Fehlplanung
Die Absicht, den mitten im dicht besiedelten Rhein-Main Ge-
biet gelegenen Flughafen zu erweitern, ist raumunvertr&glich. 
Den Menschen in der Umgebung des Flughafens ist bereits die 
gegenw&rtige ± in der Planung v#llig untersch&tzte ± Belastung 
durch Flugl&rm und Flugabgase nicht auf Dauer zuzumuten.

Eine dar%ber noch hinausgehende Erh#hung des Flugau= ommens 
auf den neuen Flugrouten wird von der betro$ enen Bev#lkerung 
keinesfalls hingenommen. Hinzu kommen berechtigte Zweifel, 
ob das jetzige Bahnsystem tats&chlich die geplante Kapazit!ts-
erweiterung erlaubt. Hierauf haben im Planungsstadium u. a. 
bereits die Pilotenvereinigung Cockpit und die Flugsicherung 
hingewiesen und deshalb die ¹Atlanta-L#sungª (also ein Paral-
lelbahnensystem) gefordert. 

Diese h&tte eine + exiblere Bahnnutzung und ein bedarfsabh&ngi-
ges Management der L&rmbelastung erlaubt. F%r die von Flugl&rm 
betro$ ene Bev#lkerung in der Region w&re allerdings auch eine 
solche L#sung unzumutbar, weil auch sie neue Betro$ enheiten 
und eine drastische Erh#hung der Flugbewegungszahlen ausgel#st 
h&tte. Die Planung einer neuen Landebahn erweist sich somit 
unter allen Gesichtspunkten als eine eklatante Fehlentscheidung.

Gutachten zur Verharmlosung potentieller 
Risiken und Gefahren
F%r das Planfeststellungsverfahren hat die Fraport AG diverse 
Gutachten erstellen lassen, die s&mtlich belegen sollen, dass die 
Bewohner durch den Flughafenausbau keinen bedeutsamen Ge-

fahren und Risiken ausgesetzt werden. So werden z. B. in dem 
Gutachten zur Festlegung der f%r Entsch&digungen maûgeblichen 
L&rmwerte die wesentlichen wissenscha! lichen Erkenntnisse zur 
L&rmwirkungsforschung unterschlagen und der Zusammenhang 
zwischen L&rm und Erkrankungen bestritten.

Die Fragw%rdigkeit der von der Fraport AG vorgelegten ¹Gut-
achtenª, die den Ausbau als vertretbar erscheinen lassen, wird 
besonders am Gutachten zum Wirbelschleppenrisiko deutlich. 
Hierin wurde das Risiko von Geb&udesch&den mit einem Fall pro 
10 Mio. Jahren angegeben. Die Wirklichkeit in Fl#rsheim hat die 
zugrunde gelegten ¹Gutachtenª widerlegt und als ¹bestellte Fra-
port-Gutachtenª (Zitat Raunheims B%rgermeister J%he) entlarvt. 

Die neue Bahn ist Ÿberß Ÿssig
Die Zahl der Flugbewegungen liegt seit Jahren unter dem H#chst-
wert von 2005 und es spricht Vieles daf%r, dass dies so bleiben 
wird wegen der Verteuerung des Fliegens durch steigende Ke-
rosin-Kosten, wegen der Einbeziehung des Lu! verkehrs in den 
EU-Emissionsrechtehandel und vor allem aber wegen des Baus 
und Ausbaus konkurrierender Hubs an geeigneteren Standorten.

Im >brigen ist auch im Falle eines geringf%gig steigenden Flug-
bedarfs der Ausbau des Frankfurter Flughafens keineswegs 
alternativlos. So spricht sich z. B. OB Peter Feldmann f%r Ver-
bundl#sungen im Rahmen einer europ&ischen oder zumindest 
deutschen Lu! verkehrsstrategie aus und merkt an: ¹Was f$r 
ein Irrsinn, wenn nationale Flugh#fen auf Kosten der Lebens-
qualit#t der betro% enen Menschen gegeneinander konkurrieren.ª 
(Quelle: FNP 19.10.2012). 

Montagsdemo am 19. MŠrz 2012



Warum wir BŸrger zornig sind

Menschenkette am 24. Juni 2012

Zu ber%cksichtigen ist auch, dass in Frankfurt 30 ; aller Fl%ge 
%ber eine Distanz von weniger als 500 km statt* nden. Damit besteht 
die M#glichkeit einen groûen Teil dieser Fl%ge ohne wesentlichen 
Zeitverlust ± aber mit deutlich g%nstigerer CO2-Bilanz ± durch 
die Bahn zu ersetzen. 

Die neue Landebahn ist unmoralisch
Vieles spricht daf%r, dass sich vor allem Ex-Ministerpr&sident Roland 
Koch (CDU) mit dem Ausbau zum Welthub ein Denkmal setzen 
wollte (bevor er sich bei der Bil* nger AG, welche die Landebahn 
betonierte, als Vorstandsvorsitzender bewarb), ohne dabei auf die 
Bed%rfnisse der Menschen in der Region R%cksicht zu nehmen. 

Hinzu kommt, dass die FRAPORT AG %ber 60 ; ihrer Gewinne 
mit ihren Ladenzeilen und duty free shops sowie mit ihrer Im-
mobilienvermietung erwirtscha! et und nicht in ihrem Kern-
gesch&!  ± der Abwicklung von Fl%gen, die aus dem Bedarf der 
Wirtscha! sregion resultieren. Selbst die wirtscha! sfreundliche 
FAZ merkt hierzu an, dass die Ladenzeilen und Immobilienver-
mietung ¹die wahre Existenzgrundlage solcher Groû+ ugh&fenª 
ist. (Quelle: Leitkommentar FAZ vom 10.1.2013). Die Anrainer 
sollen demnach zu Gunsten einer gigantischen Shopping Mall 
ihre Lebensqualit!t und ihre Gesundheit opfern#

InteressenÞ lz als Mit-Ursache fŸr 
Fehlplanung und RaumunvertrŠglichkeit
Zumindest anst#ûig sind die Zielkon+ ikte, die beim Flughafen-
ausbau existieren. So ist die FRAPORT AG als Vorhabentr&ger 
ein b#rsennotiertes Wirtscha! sunternehmen, das seinen Aktio-
n&ren eine maximale Rendite erwirtscha! en soll.

Zu den Aktion&ren z&hlen aber auch mit gut 20 ; die Stadt Frank-
furt und mit 31,5 ; das Land Hessen, das im Ausbaugeschehen 
zugleich als Planungs- und Genehmigungsinstanz fungiert. Bei 
Planungen und Genehmigungen sowie bei der Gew&hrung von 
Subventionen m%ssen demnach die Akteure des Landes bzw. 
der Stadt sowohl %ber die Pro* t-Interessen der ihnen mehrheit-
lich geh#renden Fraport AG als auch %ber die Gesundheit und 
das Wohlbe* nden der Anwohner ¹in einer Personª be* nden, eine 
Konstellation, die rechtsstaatliche Grunds&tze (kein Richten in 
eigener Sache) eklatant verletzt. 

Dies mag mit ein Grund daf%r sein, dass es zur Genehmigung der 
raumunvertr&glichen Landebahn gekommen ist.

Spektakul&r ist die Fehlleistung von Ex-OB Petra Roth: Sie 
empfahl besorgten B%rgern in Oberrad, vom ¹demokratischen 
Grundrecht des Wegziehensª Gebrauch zu machen, wenn sie der 
zu erwartende Flugl&rm st#ren sollte. 

Das bestehende gesetzliche Regelwerk 
schŸtzt den LŠrm und nicht die Menschen
Der Planfeststellungsbeschluss zum Flughafenausbau wurde 
auf Basis der gegebenen Gesetzeslage genehmigt. Fakt ist aber 
auch, dass das bestehende gesetzliche Regelwerk die Bev#lke-
rung unzureichend vor Flugl&rm sch%tzt. 

Die Grenzwerte im Flugl&rmschutzgesetz sind viel zu hoch und 
dar%ber hinaus l#sen sie lediglich passive Schallschutzmaûnah-
men und keinesfalls Betriebsbeschr&nkungen aus. Damit stehen 
sie in o$ ensichtlichem Widerspruch zu den wissenscha! lichen 
Ergebnissen nationaler und internationaler Studien %ber die ge-
sundheitssch&digenden Wirkungen von Flugl&rm. 

Die Tatsache, dass die bestehenden Gesetze den Flugl&rm und 
nicht die betro$ enen Menschen sch%tzen, ist nur durch den 
$berm!chtigen Ein% uss der Lu& fahrtlobby auf den Gesetz-
geber zu erkl&ren.

Hierzu stellt die Frankfurter Flugl&rmkommission in ihrem 
im Februar 2013 ver#$ entlichten 10-Punkte-Programm fest: 
¹Die Novellierung des Flugl#rmschutzgesetzes ist nachweislich 
durch Lobbyarbeit der Lu& verkehrswirtscha&  erfolgt. So wurde 
beispielsweise zugelassen, dass Rechtsbeist#nde von Flughafen-
betreibern Teile der neu zu integrierenden Paragrafen formu-
lierten. 

In Protokollen der Arbeitsgemeinscha&  Deutscher Verkehrs' ug-
h#fen ( nden sich Ausf$hrungen dazu, zu welchen ) emen und 
in welcher Weise auf politische Entscheidungstr#ger sowie Be-
h"rdenvertreter Ein' uss ausge$bt werden soll. Gleichfalls wurde 
bekannt, dass von der Lu& verkehrswirtscha&  bezahlte Mitarbei-
ter in Ministerien und Genehmigungsbeh"rden zum Zwecke der 
¹fachlichen Beratungª t#tig wurden. Ein fairer Interessenaus-
gleich zwischen Flugl#rmbetro% enen und Flugl#rmverursachern 
ist damit von vorneherein ausgeschlossen. Diese Praxis der Prio-
risierung der Interessenlage der Lu& verkehrswirtscha&  ist durch 
ordnende Verfahren sowie entsprechende Kontrollen unverz$g-
lich zu beenden.ª

Auch wenn die bestehenden Bundesgesetze dies ignorieren, 
so steht f$r die WHO, das Umweltbundesamt sowie die Bun-
des!rztekammer fest: Flugl!rm macht krank. 

Erschwerend kommt hinzu, dass die gesetzlich angewandten 
L&rmberechnungsverfahren der Problematik in keiner Weise 
gerecht werden. So beruht die Festlegung der Tagschutzzonen 
auf der Ermittlung eines Dauerschallpegels (60 dB[A] f%r Zone 
1 bzw 55 dB [A] f%r Zone 2), der f%r die sechs verkehrsreichs-
ten Monate im Jahr 2020 prognostiziert wurde und nicht auf 
der Ber%cksichtigung von Einzelschallereignissen, auch wenn 
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diese z. B. 80 dB [A] %berschreiten. Im Falle der Nachtschutz-
zone gelten 50 dB [A] Dauerschallpegel und/oder sechs >ber-
schreitungen eines Maximalpegels von 53 dB(A) im Innen-
raum. 

Indem dieses Verfahren Durchschnittswerte (Dauerschallpe-
gel) zugrunde legt, wird die Tatsache ignoriert, dass bereits ein 
einziges Schallereignis die Nachtruhe zunichtemachen kann. 
Hinzu kommt, dass die einmal aufgrund von Prognosen fest-
gelegten Schutzzonen auch dann beibehalten werden, wenn 
die durch Z&hlung/Messung festgestellten tats&chlichen Werte 
%ber den Prognosewerten liegen sollten, was vielerorts bereits 
der Fall ist. Die geschilderte Vorgehensweise ist verwer+ ich, 
da damit Risiken verharmlost und kausale Ausl#ser f%r Sch&-
digungen negiert und damit letztlich die Verantwortlichkei-
ten hierf%r verdeckt werden. (Quelle: Pressemitteilung ¹?rzte 
gegen Flugl&rmª zum 115. Deutschen ?rztetag)

Zum Schutz der ¹Nachbarscha!  vor sch&dlichen Umweltein-
wirkungen durch Ger&uscheª hat der Staat L&rm-Schutzge-
setze und die Technische Anleitung zum Schutz gegen L&rm 
(TA L&rm) erlassen. Jeder, der zwischen 22 Uhr und 6 Uhr, 
samstagnachmittags oder sonntags L&rm verursacht, sei es 
z. B. durch Musik oder Rasenm&hen, verst#ût demnach gegen 
Gesetze. 

Flugzeuge dagegen d%rfen zwischen 5 Uhr und 23 Uhr 18 Stun-
den t&glich ungest#rt und permanent mit Dezibelwerten von 
teilweise %ber 80 dB [A] die Anwohner belasten und gesund-
heitlich sch&digen. Hinzu kommen noch Starts und Landun-
gen nach 23 Uhr aufgrund von immer wieder erteilten Ausnah-
megenehmigungen. Sind Flugl&rmbetro$ ene demnach B%rger 
zweiter Klasse, deren Gesundheit weniger wert ist@ 

†berß Ÿssige und unethische 
NORAH Studie
Die L&rmwirkungsstudie NORAH (¹Noise-Related Annoyan-
ce, Cognition and Healthª, zu Deutsch etwa ¹Zusammenh&n-
ge zwischen L&rm-Bel&stigung-Erkenntnis und Gesundheitª) 
wurde vom Hessischen Landtag in Au! rag gegeben und wird 
mit %ber 7 Mio. X Steuergeldern * nanziert.

Sie soll eine m#glichst repr&sentative und wissenscha! lich 
abgesicherte Beschreibung der Auswirkungen des L&rms von 
Flug-, Schienen- und Straûenverkehr auf die Gesundheit und 
Lebensqualit&t der betro$ enen Wohnbev#lkerung liefern. Die 

Tatsache, dass es bereits ausreichend nationale und internatio-
nale Studien mit sicheren Erkenntnissen %ber die Auswirkun-
gen von Flugl&rm und Emissionen auf die betro$ ene Bev#lke-
rung gibt, wird von den Au! raggebern bewusst ignoriert. Dies 
entlarvt die NORAH-Studie als eine reine Beruhigungspille, 
o$ ensichtliche Verz#gerungstaktik und letztlich eine Verh#h-
nung der Ausbauopfer ± eine Art zweite Mediation< Mehr als 
110 Frankfurter Mediziner haben deshalb in einem o$ enen 
Brief im Hessischen ?rzteblatt (11/2012) die NORAH Studie 
als $ber% $ssig bezeichnet. 
F%r Prof. Dr. med. Ernst-H. Scheuermann ist die NORAH-
Studie nicht nur unn#tig, sondern vor allem auch unethisch: Da 
den Verantwortlichen schon vor dem Ausbau die gesundheits-
gef&hrdende Bel&stigung durch die Flugl&rmemission bekannt 
war, ¹widerspricht es den Prinzipien der medizinischen Ethik, 
dass in Kenntnis dieser Gef#hrdung die Belastung der Menschen 
mit dem Umweltgi&  Flugl#rm gesteigert wird, um dann die Fol-
gen in einer Studie, der NORAH-Studie, zu erfassen. 

Den Prinzipien der Ethik entsprechend h#tte die Studie vor Be-
ginn des Flughafenausbaus durchgef$hrt werden k"nnen. Die 
Ergebnisse w#ren mit den Menschen der Region zu diskutieren 
gewesen, mit einer transparenten Analyse der Nutzen und Ri-
siken. Die NORAH-Studie ist die Fortsetzung eines seit $ber 10 
Jahre w#hrenden Taktierens des Dialogforums und seines Nach-
folgers, des Umwelthauses, den Menschen der Region eine F$r-
sorge vorzugaukeln, die tats#chlich nicht existiert. 

Alle Aktionen dieser Organisationen verfolgten o% ensichtlich 
den Zweck, die Menschen $ber das wahre Ausmaû der Gef#hr-
dung durch Flugl#rm zu t#uschen. Dass dem so ist, belegt der 
Umgang der Organisationen mit den gesundheitlichen Risiken 
w#hrend der letzten 10 Jahre.ª (Zitat aus der Rede von Prof 
Scheuermann, Quelle: www.eintrachtgegen+ uglaerm.de/wa-
rum-die-norah-studie-unethisch-ist).

ãNachtß ugverbotÒ von 23:00 bis 5:00 Uhr 
als Beruhigungspille
Nach den Urteilen des Hess. VGH und des BVerwG soll in 
der ¹Kernnachtª von 23:00 bis 5:00 Uhr ein Flugverbot gelten. 
Abgesehen davon, dass diese ¹Kernnachtª eine Er* ndung der 
Mediation ist ± die ¹gesetzliche Nachtª dauert in Deutschland 
von 22:00 bis 6:00 Uhr ±, steht diese ¹Nacht+ ugbeschr&nkungª 
ohnehin nur auf dem Papier, weil es zahlreiche Ausnahmen 
gibt. Nach den Messungen des Deutschen Flugl&rmdiens-
tes fanden im Jahr 2012 in der gesetzlichen Nacht insge-
samt 36.492 Starts und Landungen auf dem Frankfurter 
Flughafen statt. Darin enthalten sind 1.178 Flugbewegun-
gen, die aufgrund von Ausnahmegenehmigungen in der 
sogenannten Kernnacht stattfanden (siehe hierzu die Aus-
wertungen der ¹BIS Arbeitsgruppe Flugauswertungª unter 
www.% ugauswertung.de). Jeder einzelne Start und jede ein-
zelne Landung reichte aus, um die betro$ enen Anwohner aus 
dem Schlaf zu reiûen. >berdies fordert das BVerwG in seinem 
Urteil vom 04.04.2012: ¹Es ist nicht gerechtfertigt, ¸die Nacht 
zum Tage zu machen`. Die Verh#ltnism#ûigkeit bleibt nur 
gewahrt, wenn das Konzept eines zum Kern der Nacht hin ab-
schwellenden und danach wieder ansteigenden Flugverkehrs ¼ 
durchgehalten und der Flugverkehr zur Vermeidung tag#hnli-
cher Belastungsspitzen ¼ e% ektiv und konkret begrenzt wird.ª

Hochheim 2012
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Was wir fordern

Alle BŸrgerinitiativen richten einvernehmlich folgende Forderungen an Politik und Wirtschaft: 

1. Verbesserte Gesetze zum wirksamen Schutz der Bevšlkerung,  
insbesondere durch Schaffung von rechtlich einklagbaren  
Grenzen der Belastung durch LŠrm und Schadstoffe

2. Verhinderung des weiteren Ausbaus (z. B. durch den Bau des Terminals 3 )

3. Ein absolutes Nachtßugverbot von 22:00 bis 06:00 Uhr  
 (gesetzliche Nacht)

4. Deckelung der Flugbewegungen auf maximal 380.000 pro Jahr

5. Verursachungsgerechte Umlegung von Kosten auf die   
 Luftverkehrsindustrie und RŸcknahme von Subventionen
 �f�� zŸgige und unbŸrokratische Erstattung von Aufwendungen fŸr  

  Schallschutzma§nahmen

 �f�� Erstattung von Wertverlusten bei Immobilien (Keine Þnanziellen Sonderopfer fŸr  

  Immobilienbesitzer)

 �f�� Beteiligung an den Gesundheitsfolgekosten (keine Sozialisierung Ÿber die  
  Krankenkassen)

6. Verantwortungsvoller Umgang mit der MobilitŠt
 Wir brauchen ein nachhaltiges GesamtmobilitŠtskonzept 

7. Schlie§ung der raumunvertrŠglichen NW-Landebahn 

Was wir fordern

Infame Planklarstellung
Anstatt auf die schri!liche Begr%ndung des Urteils des Bun-
desverwaltungsgerichts (BVerwG) in Leipzig zu warten und 
danach ein formelles Planerg&nzungsverfahren durchzu-
f%hren, hat Dieter Posch dieses umgangen, indem er das im 
Verwaltungsrecht bislang nicht bekannte ¹Planklarstellungs-
verfahrenª erfunden und mit groûer Eile am Tag vor seiner 
Pensionierung umgesetzt hat. 

Damit wurde den B%rgern die M#glichkeit genommen, in 

einem formellen Planerg&nzungsverfahren ihre Forderungen 
nach einem absoluten Nacht+ugverbot vorzutragen. Insbeson-
dere wurde auch die Chance sabotiert, die Erkenntnisse der 
vergangenen zehn Jahre ± vor allem die seit Er#$nung der neu-
en Bahn gewonnenen ± in eine neue Abw&gung mit ein+ieûen 
zu lassen. Zur nachhaltigen Belohnung f%r seine juristischen 
Tricks wurde Posch vom Bundesverband der deutschen Lu!-
verkehrswirtscha! (BDL) zum Vorsitzenden einer Kommis-
sion ernanntY aus dem fr%heren Fach-Minister wurde also um-
gehend ein hochdekorierter Lobbyist.



Unsere Argumente

FluglŠrm und Flugzeugabgase machen 
krank ! Gesundheit geht vor ProÞ tstreben
Die vorhandenen Gesetze und Grenzwerte zum Schutz der von 
Flugemissionen geplagten Bev#lkerung reichen nicht aus. Daher 
ist das Ziel aller B%rgerinitiativen, so viele Menschen wie m#g-
lich zu motivieren, sich f%r einen wirksamen Schutz der Bev#l-
kerung vor Flugl&rm und Flugzeugabgasen einzusetzen.

Wir wenden uns mit der Kernbotscha&  ¹Flugemissionen ma-
chen krankª an alle wahlberechtigten B%rger und vor allem 
an alle sich zur Wahl stellenden Politiker, um auf verbesserte 
Schutzgesetze zu dr&ngen. 

Die ?nderung von Bundesgesetzen, die tats&chlich einen wirk-
samen Schutz der Bev#lkerung bezwecken und dem B%rger 
auch f%r den Lu! verkehr rechtlich einklagbare Grenzen der 
Belastung durch L&rm und Schadsto$ e einr&umen, ist deshalb 
die wichtigste Kernforderung aller B%rgerinitiativen und diese 
steht daher im Forderungskatalog zu Recht an erster Stelle

Der Flughafen als unser Nachbar
Die geforderte ?nderung von Bundesgesetzen wird erfahrungs-
gem&û 1-2 Legislaturperioden dauern. Da die l&rmgeplagten 
Menschen solange nicht warten k#nnen, fordern wir von der 
Politik und den Verantwortlichen der Lu! fahrtindustrie umge-
hend Maûnahmen. Dabei ist es uns wichtig klarzustellen, dass 
wir keine Gegner des Flughafens sind< Wir wollen den Flugha-
fen nicht schlieûen, sondern wenden uns lediglich gegen dessen 
raumunvertr&glichen Ausbau. 

Wir erkennen die wirtscha! liche Bedeutung eines Flughafens 
an und m#chten mit ihm eine gute Nachbarscha!  p+ egen. 

Hierunter verstehen wir:

Gute Nachbarn respektieren die GESUNDHEIT 
des jeweils Anderen.

· Wir stehen f%r die Scha$ ung neuer und die Sicherung be-
stehender Arbeitspl&tze, soweit entsprechende Investitionen 
mit dem Recht auf das Wohlbe* nden aller Anwohner verein-
bar sind.

· Jede Form von Emission, ob L&rm oder gesundheitssch&di-
gende Sto$ e, muss eindeutig gemessen bzw. empirisch ermit-
telt und ± wenn als unzumutbar erkannt ± zun&chst gedeckelt 
und schlieûlich reduziert werden.

· Aktive Maûnahmen zum Schutz vor Emissionen haben 
Priorit&t gegen%ber passiven Maûnahmen.

· Es muss sicher gestellt werden, dass unsere Kinder und wir 
8 Stunden erholsam und ungest#rt schlafen k#nnen.

· Wir brauchen unsere Naherholungs+ &chen (z. B.: Stadtwald, 
Parks, G&rten, Schreberg&rten). Insbesondere unsere Kinder 
und unsere Jugend brauchen ungest#rten Lern-, Lebens- und 
Spielraum.

· Alle Anrainer des Flughafens sind gleichberechtigte Nachbarn

Deshalb ist es legitim, wenn wir fordern:

 - Verhinderung des weiteren Ausbaus 
    (z. B. Bau des Terminals 3)

 - Ein absolutes Nacht% ugverbot von 22:00 bis 06:00 Uhr

 - Deckelung der Flugbewegungen auf maximal 380.000  
   pro Jahr

 - Stilllegung der raumunvertr!glichen NW-Landebahn.

Unsere Argumente

City Landebahn 2013 Ð 
Demo auf der Berliner Stra§e



Unsere Argumente

Gute Nachbarn respektieren das EIGENTUM 
des jeweils anderen

Im Falle nicht vermeidbarer Sch&den steht der Verursacher 
daf%r ein, indem er den Schaden fair und transparent bezi$ ert 
und umgehend erstattet. Konkret bedeutet dies:

· Eine deutliche Erweiterung der Schutzzonen, da diese ledig-
lich aus intransparenten ± die wirklichen Verh&ltnisse nicht 
abbildenden ± Berechnungen hergeleitet wurden.

· Einen deutlich verbesserten Schallschutz f%r H&user in den 
erweiterten Schutzzonen, insbesondere eine z%gige und un-
b%rokratische Erstattung von wirksamen Schallschutzmaû-
nahmen, auch wenn diese teuer sindY mit ¹L%! ernª allein ist 
es vielfach nicht getan.

· Beteiligung an den Gesundheitsfolgekosten 
 \ keine Sozialisierung %ber die Krankenkassen

· Erstattung von Wertverlusten bei Immobilien 
 \ Keine * nanziellen Sonderopfer von Immobilienbesitzern

Gute Nachbarn sind ehrlich zueinander 

Das Verh&ltnis zwischen dem Flughafen und seinen Nachbarn ist 
insbesondere deshalb massiv gest#rt, weil der Flughafenausbau mit 
bewusst manipulierten (also unehrlichen) oder zumindest un-
realistischen Zahlen begr$ndet und durchgeboxt wurde. Hinzu 
bestehen Zweifel, ob Alternativen zum Ausbau ehrlich evaluiert 
und bewertet wurden: 

· Information zur Nachfrage nach Slots
 Bei der Prognose der Nachfrage nach mehr Lu& verkehr als 

Begr%ndung f%r den Flughafenausbau stand Zweckoptimis-
mus Pate< Selbst Herr Dr. Schulte (Fraport AG) r&umte ein, dass 

die geplanten Flugbewegungen bis 2020 ¹nie und nimmerª er-
reicht w%rden (Quelle: MAZ 7.9.2012). Die Realit&t st%tzt diese 
Vermutung: 482.242 Flugbewegungen im Jahr 2012 (^ minus 
1 ; zum Vorjahr) und weniger als die 490.147 im Jahr 2005 
(Quelle: Wikipedia). 

· Informationen zur Raumvertr!glichkeit und zu Risiken und 
Gefahren

 Die vor der Inbetriebnahme der neuen Landebahn angenom-
menen und die tats&chlich gemessenen L&rmwerte kla$ en weit 
auseinander was selbst Ex-Wirtscha! s- und Verkehrsminister 
Dieter Posch (FDP) einr&umte. Die vorgelegten Gutachten zu 
potenziellen Risiken und Gefahren ignorieren wissenscha! li-
che Erkenntnisse (Stichwort: Flugl&rm macht krank) und/oder 
wurden durch die Wirklichkeit widerlegt (Beispiel: Wirbel-
schleppensch&den in Fl#rsheim).

· Informationen zur Scha' ung von Arbeitspl!tzen
 Massenweise neue Arbeitspl&tze waren ein Hauptargument der 

hessischen Landesregierung f%r die Flughafenerweiterung. Im 
Jahr 2000, w&hrend der Mediationsverhandlungen, wurde noch 
von weit mehr als 100 000 neuen Arbeitspl&tzen gesprochen, die 
gescha$ en werden sollten. Diese Zahl hat sich dann auf 100.000 
verringert und Ende 2007 bei der Planfeststellung wurde mit 
40.000 neuen Arbeitspl&tzen gerechnet. 

  Die Realit&t seit Er#$ nung der Landebahn weist in eine ganz 
andere Richtung (siehe z. B. Fernsehbeitrag von Report Mainz 
am 17.2.2012). Der Verdacht liegt nahe, dass die Zahlen $ber 
zus!tzliche Arbeitspl!tze ¹sch#n gerechnetª wurden und die 
M&r vom ¹Jobwunderª und ¹Herzmuskel der Regionª Zweck-
propaganda sind. Hierzu bemerkt Prof. ' ieûen im Interview 
mit der MAIN-Spitze am 12.2.: ¹Die Politik m%sste sich fragen, 
warum sie die B%rger mit Lobbyisten-Daten versorgt.ª Laut 

 ÒBeim Appelwoi im Frankfurter StadtwaldÓ, Anton Burger, 1896 Ð Damals noch LebensqualitŠt ohne FluglŠrm 
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' ieûen haben die Anrainer-Landkreise am Flughafen zudem 
nicht nur mit Verlagerungen von Jobs zu k&mpfen, sondern 
auch noch mit Aufstockerleistungen f%r Niedriglohn-Besch&f-
tigte am Airport. Laut Prof. ' ieûen werden diese Daten jedoch 
bewusst unter Verschluss gehalten.

 Im >brigen m%ssen bereits heute f%r das Rhein-Main-Gebiet 
Arbeitskr&! e in der weiteren Umgebung angeworben werden. 
Die Folge ist ein erheblicher Pendlerverkehr (alleine 350.000 
pro Tag in Frankfurt) und ein Zuzugsdruck auf den Wohnungs-
markt, dem die Kommunen mit subventionierten Wohnungs-
bauprogrammen begegnen m%ssen. Insgesamt * ndet eine zu-
nehmende Wanderung von Arbeitskr&! en aus den l&ndlichen 
Regionen in das Rhein-Main-Gebiet statt. Hierdurch werden 
zunehmend staatliche Transferleistungen in diese l&ndlichen 
Regionen zur Sicherstellung der Infrastruktureinrichtungen er-
forderlich. In Anbetracht dieser Fakten stellt sich generell die 
Frage, ob die massive Scha$ ung von Arbeitspl&tzen in Frankfurt 
und Umgebung %berhaupt sinnvoll ist. Im Falle des Flughafen-
ausbaus kann dies eindeutig verneint werden, weil diese neuen 
Arbeitspl&tze den Betrieb einer raumunvertr&glichen Lande-
bahn zur Voraussetzung haben mit der Konsequenz, dass die 
Gesundheit und die Lebensqualit&t sowie die Immobilienwerte 
der Anwohner massiv beeintr&chtigt werden.   

· Informationen zur Bedeutung des Flughafens f$r die Region
Die Bedeutung des Frankfurter Flughafens wird gegen%ber der 
_$ entlichkeit vollkommen %berzogen dargestellt. Es wird argu-
mentiert, dass die Region nur dann prosperieren k#nne, wenn 
sie in ihrer Mitte einen noch gr#ûeren Welt+ ughafen besitzt. 
Dabei wird folgendes %bersehen: 

 Wenn ein Welt+ ughafen von derart entscheidender Bedeutung 
w&re, dann m%ssten alle Regionen Deutschlands ebenfalls einen 
solchen Flughafen ben#tigen, um wirtscha! lich zu prosperie-
ren. Das ist aber ersichtlich nicht der Fall, wie z. B. NRW (insbe-
sondere der Raum K#ln-D%sseldorf) und die Region Stuttgart 
mit ihren ¹Provinz+ ugh&fenª und der Rhein-Neckar Raum ganz 

ohne Flughafen zeigen. Das Vorhandensein eines Flughafens ist 
demnach zwar ein wichtiger Standortfaktor f%r die Ansiedlung 
von Unternehmen, dessen Gr#ûe spielt jedoch dann keine Rol-
le, sobald eine bestimmte Anzahl von Verbindungen angeboten 
wird: ¹Schon jetzt gibt es mehr als gen$gend M"glichkeiten, von 
hier in die Welt und von dieser hierher zu gelangen und daran 
h#tte sich auch durch den Verzicht auf einen weiteren Ausbau des 
Flughafens nichts ge#ndert.ª (zitiert aus Rundmail Prof. Wolf 
Singer an mailingliste BIS-discuss am 31.8.2012)

 Insoweit ist ein Flughafen eine wichtige Verkehrsinfrastruktur-
einrichtung f%r die Region. Soweit ein Flughafen jedoch dar%-
ber hinaus %berwiegend nur zum Umsteigen f%r Passagiere oder 
zum Umladen von Fracht dient, bringt er der Region keinen 
nennenswerten zus&tzlichen wirtscha! lichen Nutzen (die Be-
triebswirtscha! stheorie spricht vom  ¹Gesetz des abnehmenden 
Grenznutzensª). Der Ausbau des Flughafens ± den bereits jetzt 
mehr als 55 ; der Passagiere nur zum Umsteigen nutzen ± dient 
jedoch ausschlieûlich zur Erweiterung der Hub-Funktion. 

 Auch betriebswirtscha! lich rechnet sich der Ausbau des Flug-
hafens nicht. Die FRAPORT AG mag sich seinerzeit f%r ihre 
Erweiterungsinvestition eine gute Rendite errechnet haben, 
inzwischen aber ist bekannt, dass die zus&tzlichen Ums&tze 
%bersch&tzt und die Investitionskosten untersch&tzt wurden. 
So kostete allein die bei der Planung ¹%berseheneª Ticona-Verla-
gerung 670 Mio. X. Aus heutiger Sicht l&sst sich demnach sagen, 
dass die Fraport AG die Entscheidung f%r die neue NW-Bahn 
auf der Grundlage einer Fehlkalkulation getro$ en hat. 

 Noch bedeutsamer aber ist der Aspekt, dass sich der Flughafen-
ausbau ± wenn %berhaupt ± nur deshalb rechnet, weil die we-
sentlichen Gewinne im Retail-Gesch&!  erzielt werden. Ohne 
Subventionen und ohne die Externalisierung der Gesundheitsfol-
gekosten sowie der Kosten f%r Wertverluste von Immobilien g&be 
es hingegen mit Gewissheit auch keinerlei betriebswirtscha! liche 
Rechtfertigung f%r einen Flughafenausbau ± eine Tatsache, die 
von den Verantwortlichen mit System verschwiegen wird< 

Unsere Argumente

Demo auf dem Ršmerberg 2012
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Appell

Appell an die Verantwortlichen 
in Politik und Wirtschaft 
ãNehmen Sie die Verzweiß ung der Menschen ernst. 

Schon bei der Planung des Ausbaus war klar, dass die neue Landebahn die Region zu stark 
belasten wŸrde. Haben Sie den Mut, sich zu dieser Fehlentscheidung zu bekennen. Erkennen 
Sie die Zeichen der Zeit und versuchen Sie nicht, die Probleme von heute mit den Methoden 
von gestern zu lšsen. 

In diese Region wird keine Ruhe eintreten, bis diese Bahn wieder stillgelegt und die Zahl der 
Flugbewegungen auf ein ertrŠgliches Ma§ reduziert ist. Dazu braucht es Mut und Weitsicht, 
die wir als BŸrger von den Akteuren in Politik und Wirtschaft erwarten. Dann werden wir das 
erreichen, was wir alle wollen: eine gute Nachbarschaft!Ò 

(Dr. Ursula Fechter, Sprecherin der BŸrgerinitiative Sachsenhausen)

Protest 
aus allen 
Himmels-
richtungen
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